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Bebauungsplan „Solarpark Straßenäcker“

Textlicher Teil – Entwurf

RECHTSGRUNDLAGEN
Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) m.W.v. 01.01.2024 geän-
dert worden ist.

Landesbauordnung (LBO)
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. BW 2010, S.  357, 358, ber. S. 416), die zuletzt durch Gesetz
vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) m. W. v. 25.11.2023 geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023 geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV)
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 21.11.2023

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. § 2 (1) BauGB am 01.12.2023

3. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB vom 11.12.2023 bis 19.01.2024

4. Anhörung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB vom 11.12.2023 bis 19.01.2024

5. Billigung des Bebauungsplanentwurfs
und Auslegungsbeschluss

am

6. Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB,
Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB und
Beteiligung Nachbarkommunen gem. § 2 (2) BauGB

6.1 Bekanntmachung vom  bis

6.2 Auslegungsfrist/Behördenbeteiligung vom  bis

6.3 Beteiligung der Nachbarkommunen vom  bis

7. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am

8. Genehmigung gem. § 10 (2) BauGB am

9. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB am

Zur Beurkundung
Weißbach, den

------------------------------------
Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und baurecht-
lichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Art enthalten, außer Kraft.

In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO)

1.1 SOPV - Sondergebiet Photovoltaikanlage (§ 11 Abs. 2 BauNVO)

Das Sondergebiet Photovoltaik dient der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaik-
anlagen. Zulässig sind Photovoltaikanlagen und Solarmodule und die zur Betreibung der
Photovoltaikanlagen notwendigen Nebenanlagen wie Transformatoren- und Wechsel-
richterstationen sowie Stromspeicher.

Nach Ende der Nutzung ist die Fläche im Bereich des Sondergebietes gem. § 9 Abs. 2
BauGB zurückzubauen und der landwirtschaftlichen Nutzung zurückzuführen.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 GRZ - Grundflächenzahl

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag.

Die Grundfläche berechnet sich aus der durch die Modultische überdeckten Fläche sowie
der für den Betrieb der Anlage notwendigen Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, dabei
bleiben Um- und Durchfahrten unberücksichtigt.

Stromspeicher werden auf eine Fläche von 500 m² begrenzt.

2.2 Höhe der baulichen Anlagen

Die Höhe der Solar-Modultische darf bezogen auf die mittlere Geländehöhe, die nach
der Eckpunktmethode ermittelt wird, maximal 3,0 m betragen. Der Mindestabstand der
Module von der Geländeoberkante wird mit 0,8 m festgesetzt.

Die Höhe der Gebäude (Betriebsanlagen) darf bezogen auf die mittlere Geländehöhe, die
nach der Eckpunktmethode ermittelt wird, max. 4,0 m betragen.



Gemeinde Weißbach – Gemarkung Crispenhofen
Bebauungsplan „Solarpark Straßenäcker“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 2

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen
entsprechend Planeintrag.

Die durch Stütz- und Haltekonstruktionen sowie technische Anlagen in Anspruch ge-
nommene Fläche wird auf maximal 1.000 m² begrenzt.

Die zugelassenen baulichen Anlagen sind nur innerhalb der festgesetzten Baugrenzen
zugelassen. Außerhalb der Baugrenze sind ausnahmsweise zugelassen: Einfriedung und
Einrichtungen zum Brandschutz (z.B. Löschwassereinrichtungen), Leitungen und Kabel.

4. Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

4.1 Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Auf der privaten Grünfläche ist eine bauliche Nutzung nicht zulässig.

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)

5.1 Maßnahme <1>: Bepflanzung der Baufläche

Die mit Solarmodulen überbaubaren Flächen sollen im Rahmen eines Samenübertrages
(dreschen von der Spenderwiese, einsähen auf der Fläche mit Solarmodulen) von räum-
lich nahen, artenreichen Wiesen eingesät werden.

Alternativ soll extensives Grünland mit Herkunftsnachweis aus der Herkunftsregion „Süd-
westdeutsches Bergland“ eingesät werden.

Die Fläche ist ein- bis zweimal jährlich zu mähen. Alternativ ist auch eine Beweidung zu-
lässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig.

5.2 Beleuchtung des Gebietes

Zum Schutz nachtaktiver Tiere ist eine Beleuchtung der Anlage nicht zulässig.

5.3 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
verkleidungen

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig.
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5.4 Oberflächenbefestigung

Zufahrten sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-
gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.). Der Un-
terbau ist auf den Belag abzustimmen.

5.5 Versickerung von Oberflächenwasser

Anfallendes Oberflächenwasser ist ohne vorherige Sammlung über die bewachsene Bo-
denschicht zu versickern. Auf die „Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr
über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser“ vom 22. März 1999 wird hin-
gewiesen. Die Schadlosigkeit der Versickerung ist zu gewährleisten.

6. Pflanzgebote und Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.1 Pflanzbindung – Einzelbäume

Gemäß Einschrieb im zeichnerischen Teil sind die gekennzeichneten Einzelbäume dauer-
haft zu erhalten und zu pflegen. Während der Durchführung von Erd- und Bauarbeiten
im Umgriff der zu erhaltenden Baumbestände sind diese ein schließlich ihres Wurzelrau-
mes entsprechend den Qualitätsnormen zu sichern. Abgängige Bäume sind durch
Neupflanzungen zu ersetzen.

6.2 Anpflanzen eines Blühstreifen

Im Bereich der privaten Grünfläche ist ein 8 m breiter Blühstreifen anzulegen. Der Blüh-
streifen ist mit einer blütenreichen Saatgutmischung gesicherter Herkünfte einzusäen.
Empfohlen wird eine spezielle Feldlerchen-Samenmischung wie beispielsweise die Ler-
chenstandardmischung R-H, Rezeptur Nr. 152635 von Rieger-Hofmann. Als Herkunftsre-
gion gilt das „Südwestdeutsche Bergland“.

Die Fläche ist einmal jährlich zu mähen (keine Mahd zwischen Ende Mai und Ende Sep-
tember). Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. Die Mahd der
Pflanzgebotsfläche darf nicht zeitgleich mit der Mahd der übrigen Wiesenfläche erfolgen.

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Die Photovoltaikanlagen innerhalb des Geltungsbereichs sind in Gestalt, Material und
Farbe einheitlich auszubilden. Für die baulichen Anlagen sind graue oder anthrazite Farb-
töne zulässig.
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Für Nebenanlagen in Form von Gebäuden sind nur Flachdächer oder flachgeneigte Dä-
cher bis zu einer Dachneigung von 10° zulässig.

Nebenanlagen, wie Trafo- oder Übergabestationen sind in gedeckten Farben in grau- bis
anthrazitfarbenen Farbtönen zu gestalten.

2. Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Einfriedungen sind sockellos bis zu einer Höhe von 2,40 m inklusive der 0,15 m Boden-
freiheit sowie mit einem Mindestabstand von 1,0 m zur Flurstücksgrenze zulässig. Fun-
damente für Zaunpfähle sind zulässig. Die Farbgebung ist auf die Photovoltaikanlage
anzupassen.
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III. HINWEISE

1. Bodenfunde
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen.

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG).

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen.

2. Altlasten
Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen.

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der
zuständige Abfallentsorger Auskunft.

3. Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen.

Die Anlage „Solarpark“ ist so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass Boden-
verdichtungen soweit wie möglich vermieden/vermindert werden. Hierzu ist z. B: auf Flä-
chen außerhalb befestigter Straßen, welche als Zuwegung, Arbeitsfläche und/oder
Materiallagerfläche genutzt werden, auf den Einsatz von geeigneten Hilfsmitteln (wie
Baggermatten, Fahrbohlen, etc.) zurückzugreifen. Nicht vermeidbare Bodenverdichtun-
gen und entstandene Schäden, sind nach Abschluss der jeweiligen Maßnahmen (Errich-
tungs-, Betriebs- und Unterhaltungsmaßnahmen) zu beheben/ beseitigen. Nach dem
Betrieb der Anlage sind im Rahmen der Stilllegung sämtliche Anlagen (wie z. B. auch
Fundamente) ordnungsgemäß rückzubauen. Die Flächen sind – in Abstimmung mit dem
Grundstücks-Eigentümer – in den ursprünglichen Zustand zurückzuführen. Hierbei sind
die Funktionen des Bodens wiederherzustellen.

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Ver-
mischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind.

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18915 und der DIN 19731 einzuhal-
ten.
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§ 3 Abs. 3 und Abs. 4 LKreiWiG ist einzuhalten. Der bei dem Vorhaben anfallende Bo-
denaushub ist gemäß § 3 Abs. 3 LKreiWiG vor Ort zu verwenden. Es ist auf ein Erdmas-
senausgleich hinzuwirken. Sollten mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub anfallen, ist dem
Landratsamt gemäß § 3 Abs. 4 LKreiWiG ein Abfallverwertungskonzept vorzulegen.

Mutterboden, der beim Bau (der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und ande-
ren Änderungen der Erdoberfläche) anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten
auszuheben und in maximal zwei Meter hohen Mieten zu lagern. Er ist in kulturfähigem,
biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung
zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB).

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterbo-
den des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auf-
füllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. Unnötiges
Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Flächen ist nicht zulässig.

Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) ist bei Vorha-
ben von mehr als 0,5 Hektar, bei denen insbesondere durch Abgrabungen, Auf-schüt-
tungen, Auffüllungen, Versiegelungen und Teilversiegelungen auf natürliche Bö-den
eingewirkt wird, durch den Vorhabenträger für die Planung und Ausführung des Vorha-
bens ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. Bei Vorhaben von mehr als 1 Hektar kann eine
Bodenkundliche Baubegleitung verlangt werden. Bedarf das Vorhaben einer behördli-
chen Zulassung, ist das Bodenschutzkonzept bei der Antragstellung vorzulegen. Sollte
ein Vorhaben zulassungsfrei sein, muss das Konzept sechs Wochen vor Beginn dem
Landratsamt vorliegen.

4. Grundwasserfreilegung
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG).

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden.

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.

Bei Gründungen im Einflussbereich von Grundwasser (gesättigte Zone sowie Grundwas-
serschwankungsbereich) sind verzinkte Stahlprofile, -rohre und Schraubanker aus Sicht
des Allgemeinen Grundwasserschutzes nicht zulässig.



Gemeinde Weißbach – Gemarkung Crispenhofen
Bebauungsplan „Solarpark Straßenäcker“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 7

5. Baugrunduntersuchung
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich von Gesteinen aus dem Oberen Muschelkalk. Der Obere Muschelkalk
wird lokal von quartären Lockergesteinen (Holozänen Abschwemmmassen, Lösslehm)
mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert.

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind
nicht auszuschließen und aus der näheren Umgebung bekannt. Die nächstgelegene Ver-
karstungsstruktur befindet sich ostnordöstlich des Plangebiets in ca. 75 m Entfernung.

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer (z. B. im Bereich eines mög-
lichen Transformatorenhäuschens) geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird
auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines
entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr
der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf
ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten)
werden objekt-bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

6. Baufeldräumung und Gehölzrodung
Die Baufeldfreimachung sollte grundsätzlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von
bodenbrütenden Arten erfolgen (01. Oktober bis 15. März). Eine Baufeldfreimachung
kann das gesamte Jahr über stattfinden, wenn eine Ansiedlung von Bodenbrütern ver-
hindert wird. Hierfür können ab Mitte März ständige Bodenbearbeitungen (Grubbern)
mindestens im 10-tägigen Rhythmus durchgeführt werden. Alternativ kann der Eingriffs-
bereich auf vor der Brutzeit mit Flatterband abgespannt werden, um die Fläche als po-
tenzielles Bruthabitat unattraktiv zu gestalten.

7. Errichtung einer Trafostation
Bei der Verwendung von ester- bzw. ölgekühlte Trafos, sind die Trafos jeweils mit einer
ausreichend dimensionierten und beständigen Auffangwanne entsprechend den Anfor-
derungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
(AwSV) auszurüsten, die das Auslaufen wassergefährdender Flüssigkeiten wirksam ver-
hindert.



Gemeinde Weißbach – Gemarkung Crispenhofen
Bebauungsplan „Solarpark Straßenäcker“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 8

8. Reptilienabweisende Zäunung
Bei 5 Geländegänge wurden am Waldrand nördlich des Wegs nördlich des Plangebiets 3
Individuen der Zaunneidechse (Lacerta agilis) vorgefunden. Zur Vermeidung von Tötun-
gen nach möglichen Einwanderungen in das Plangebiet ist eine reptilienabweisende Zäu-
nung als Einwanderungsbarriere zum geplanten Baufeld einzurichten. Vor dessen
Errichtung ist zu überprüfen und zu beachten, dass sich im Baufeld noch keine Sukzessi-
onsvegetation entwickelt hat. Dies wird am besten dadurch gewährleitet, dass der Rep-
tilienzaun eingerichtet wird, wenn die Flächen des Plangebiets noch intensiv
bewirtschaftet werden bzw. noch keine Ruderalvegetation aufkommen konnte.
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Aufgestellt:

Weißbach, den

DIE GEMEINDE: DER PLANFERTIGER :

IFK - INGENIEURE
Partnerschaftsgesellschaft mbB

LEIBLEIN – LYSIAK – GLASER
EISENBAHNSTRASSE 26  74821 MOSBACH

E-Mail: info@ifk-mosbach.de


